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Bayerisches Staatsministerium      München, den 30.03.2006 
für Landwirtschaft und Forsten 
 
 
 
 
 
Mündliche Anfrage der Frau Abgeordneten Steiger 
 
 
Frage: 
 
Hält die Bayerische Staatsregierung folgende Vorgehensweise im Rahmen der Dorferneu-
erungsmaßnahme Vogteistraße für den Ebensfelder Gemeindeteil Döringsstadt, dass 2004 
eine Vereinbarung mit einem Zuschuss von 65 %, Ausführungsbeginn und –ende 2005 
geschlossen wurde, von der Direktion für ländliche Entwicklung die Maßnahme von 2005 
auf 2006, von 2006 auf 2007 wegen Finanzierungsproblemen durch die DflE verschoben 
wurde und nun der Gemeinde erklärt wird, dass der Zuschuss bei einem Maßnahmenbe-
ginn 2006 auf 50 % gesenkt werde mit der Begründung, dass die Vereinbarung unwirksam 
wird, wenn nicht innerhalb von zwei Kalenderjahren nach Vertragsabschluss begonnen 
worden sei, im Hinblick auf Unterstützung des ehrenamtlichen Engagements und auf die 
Finanzplanung der Kommune für richtig, wenn nein, was gedenkt sie zu tun, damit die 
Dorferneuerungsmaßnahme mit 65 % wie vereinbart gefördert wird? 
 
 
Antwort: 
 
Die Bayerische Staatsregierung hält die aufgezeigte Vorgehensweise nicht für richtig. Sie 
entspricht auch nicht der Vorgehensweise des Amtes für Ländliche Entwicklung Ober-
franken. Sofern die Verzögerung der Bauausführung nicht von der Gemeinde zu vertreten 
ist, wird die Maßnahme jedenfalls zu den vereinbarten Konditionen umgesetzt. Die Um-
setzung steht aber gemäß Vereinbarung zwischen der Teilnehmergemeinschaft und der 
Gemeinde unter dem Vorbehalt der Bereitstellung ausreichender Haushaltsmittel. Dabei 
hat die Bindung der verfügbaren EAGFL-Mittel höchste Priorität. Dies hat zur Folge, dass 
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bevorzugt jene Maßnahmen gefördert werden müssen, die möglichst wenige nationale Ko-
finanzierungsmittel binden. Dies trifft für alle Maßnahmen mit bis zu 50 % Förderung zu. 
Das ALE Oberfranken hat deshalb der Gemeinde Ebensfeld eine Umsetzung der Maß-
nahme in 2006 bei verringerter Förderung angeboten. Die Entscheidung der Gemeinde 
dazu steht noch aus. Sofern die Gemeinde dieses Angebot nicht aufgreift, wird eine Um-
setzung in 2007 zu den vereinbarten Konditionen erfolgen. 
 
 


